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Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Heilbronn vom 02.05.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller
Erwerbsminderung streitig.

Der am.1963 geborene KlÃ¤ger kam 1985 aus dem Iran nach Deutschland und
wurde als Asylberechtigter anerkannt. Er ist verheiratet und hat zwei volljÃ¤hrige
Kinder. Von Beruf ist er gelernter Industriemechaniker und er war zuletzt als
Busfahrer bis 2008 versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Seit Mai 2014 arbeitet er
geringfÃ¼gig als Busfahrer.

Wegen orthopÃ¤discher Beschwerden war der KlÃ¤ger ein erstes Mal von Mitte
August bis Anfang September 2008 in stationÃ¤rer medizinischer Rehabilitation in
der Rehabilitationsklinik C. in Bad K. , aus der er als vollschichtig erwerbsfÃ¤hig
fÃ¼r TÃ¤tigkeiten als Kraftfahrer entlassen wurde (Bl. 84 SG-Akte). Im Januar 2009
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erhielt er eine operative WirbelkÃ¶rperversteifung (Spondylodese L5/S1) und war
anschlieÃ�end von Anfang bis Ende Mai 2009 ein zweites Mal in einer stationÃ¤ren
medizinischen RehabilitationsmaÃ�nahme in der Rehabilitationsklinik Ã�. in I. , wo
ein zwar unter dreistÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r TÃ¤tigkeiten als
Kraftfahrer, aber ein Ã¼ber sechsstÃ¼ndiges fÃ¼r TÃ¤tigkeiten unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes festgestellt wurde (Bl. 64
SG-Akte). Nachdem der KlÃ¤ger im Oktober 2009 einen ersten Rentenantrag wegen
der orthopÃ¤dischen Beschwerden gestellt und er durch den Facharzt fÃ¼r
Chirurgie Dr. R. begutachtet worden war (Ergebnis: Ã¼ber sechssstÃ¼ndiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes
unter Beachtung von EinschrÃ¤nkungen des Bewegungs- und Haltungsapparates),
lehnte die Beklagte den Rentenantrag ab. Die hiergegen erhobene Klage (S 1 R
1776/10) wies das Sozialgericht Heilbronn (SG) ab. Das Berufungsverfahren (L 9 R
2654/15) vor dem Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg (LSG) endete mit
einem Vergleich, in dem der KlÃ¤ger die Berufung zurÃ¼cknahm und einen neuen
Antrag auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung stellte, der nach
dem Willen der Beteiligten ab dem 01.10.2015 gelten sollte. Zur BegrÃ¼ndung des
Antrags reichte der KlÃ¤ger den Formvordruck nach, in dem er ausfÃ¼hrte, dass er
seit Anfang 2010 wegen einer Versteifungsoperation an der WirbelsÃ¤ule,
Schmerzen und Depression keinerlei Arbeiten mehr verrichten zu kÃ¶nnen.

Die Beklagte lieÃ� den KlÃ¤ger durch den Arzt fÃ¼r Unfallchirurgie und
OrthopÃ¤die Dr. S. begutachten, der nach Untersuchung des KlÃ¤gers im Oktober
2016 die Diagnose eines im Vordergrund stehenden chronischen lumbalen
Schmerzsyndroms stellte. Die Befunde hÃ¤tten sich im Vergleich zu 2009 bis 2013
gebessert; der KlÃ¤ger kÃ¶nne leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
Ã¼berwiegend im Sitzen sowie zeitweisen Gehen oder Stehen vollschichtig
verrichten. Zwangshaltungen der WirbelsÃ¤ule, Arbeiten im Knien oder Hocken,
Arbeiten an laufenden Maschinen und Besteigen von Leitern oder GerÃ¼sten seien
nicht mehr mÃ¶glich. Darauf gestÃ¼tzt lehnte die Beklagte den Antrag des
KlÃ¤gers mit Bescheid vom 11.10.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
05.12.2016 ab.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 15.12.2016 zum SG Klage mit dem Antrag erhoben,
ihm Rente wegen voller Erwerbsminderung seit Antragstellung zu gewÃ¤hren. Das
SG hat die behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers schriftlich als sachverstÃ¤ndige
Zeugen befragt. Der Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin C. hat die chronische
SchmerzstÃ¶rung mit Depression als Hauptproblem und wegen der Erfolglosigkeit
der Therapie das LeistungsvermÃ¶gen als aufgehoben bezeichnet (Bl. 22 SG-Akte).
Die Ã�rztin fÃ¼r Psychiatrie S. hat die Diagnosen einer chronischen
SchmerzstÃ¶rung mit kÃ¶rperlichen und psychischen Faktoren sowie einer
rezidivierenden Depression (zurzeit etwa mittel- bis schwergradig) mitgeteilt und
das LeistungsvermÃ¶gen als Ã¼ber vier-, aber unter sechsstÃ¼ndig eingeschÃ¤tzt
(Bl. 18 SG-Akte). Auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet haben sowohl der Facharzt fÃ¼r
Chirurgie und OrthopÃ¤die B. (Bl. 89 SG-Akte) als auch der OrthopÃ¤de Dr. S. (Bl.
114 SG-Akte) ein mindestens sechsstÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen bestÃ¤tigt.

Das SG hat auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) das
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Gutachten des Arztes fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. A. eingeholt, der den
KlÃ¤ger im Oktober 2017 ambulant untersucht (psychopathologischer Befund, Bl.
170 SG-Akte: bewusstseinsklar, wach und voll orientiert, der Affekt eher verflacht,
der Antrieb etwas reduziert, Konzentration und Aufmerksamkeit geringfÃ¼gig
beeintrÃ¤chtigt) und eine reaktivierte posttraumatische BelastungsstÃ¶rung, eine
anhaltende mittelschwere depressive Krankheitsepisode, eine somatoforme
SchmerzstÃ¶rung sowie eine PersÃ¶nlichkeitsÃ¤nderung bei chronischem
Schmerzsyndrom diagnostiziert hat (Bl. 170 SG-Akte). Der KlÃ¤ger habe berichtet,
er stehe zumeist um 6 Uhr morgens auf. Mittags versuche er, fÃ¼r die Kinder zu
kochen. Das Abendessen werde um 18 Uhr eingenommen und mal von ihm und mal
von seiner Ehefrau vorbereitet. Beide rÃ¤umten dann gemeinsam das Geschirr weg.
Abends komme es auch vor, dass seine Ehefrau ihn motiviert bekomme, einen
zehnminÃ¼tigen Spaziergang mit ihm zu machen. Er liege ansonsten auf dem Sofa
und schaue TV. Zwischen 21.30 und 22 Uhr gehe er in der Regel zu Bett (Bl. 161 f.
SG-Akte). RegelmÃ¤Ã�ig arbeite er am Samstag und zweimal im Monat auch am
Sonntag Ã¼ber einige Stunden als Busfahrer (Bl. 163 SG-Akte). Der KlÃ¤ger kÃ¶nne
â�� so Dr. A. â�� drei bis vier Stunden tÃ¤glich als Busfahrer tÃ¤tig sein, gleiches
gelte fÃ¼r TÃ¤tigkeiten leichten Charakters des allgemeinen Arbeitsmarktes (Bl.
172 f., 178 SG-Akte).

FÃ¼r die Beklagte hat der Facharzt fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. N.
Stellung zu diesem Gutachten genommen und ausgefÃ¼hrt, dass der
psychopathologische Befund kaum von einem Normalbefund abweiche und nicht
einer vitalen DepressivitÃ¤t entspreche. Eine Beschwerdevalidierung habe Dr. A.
nicht vorgenommen, sondern lediglich Selbstratingverfahren eingesetzt. Die
FunktionalitÃ¤t des Geschehens im geschilderten Tagesablauf erbringe, dass der
KlÃ¤ger koche, auch bei der Haushaltsversorgung helfe, mit der Ehefrau
SpaziergÃ¤nge unternehme und schaue fern, also ein Leben eines jeglichen
Verpflichtungen entbundenen Menschen fÃ¼hre (Bl. 185 SG-Akte).

AnschlieÃ�end hat das SG das Gutachten des Arztes fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. B. eingeholt, der den KlÃ¤ger im Februar 2018 ambulant untersucht
hat. Der KlÃ¤ger sei bewusstseinsklar, sicher in allen QualitÃ¤ten orientiert und im
Denken formal geordnet gewesen. Auffassung, Konzentration, MerkfÃ¤higkeit,
GedÃ¤chtnis und Aufmerksamkeit seien in der gutachterlichen Untersuchung von
9.55 Uhr bis 13.15 Uhr vÃ¶llig ungestÃ¶rt gewesen. Hinweise fÃ¼r eine
hirnorganische LeistungsstÃ¶rung hÃ¤tten sich nicht ergeben, ebenso kein Anhalt
fÃ¼r anders begrÃ¼ndete kognitive StÃ¶rungen oder intellektuelle Defizite.
Ungeachtet subjektiver Beschwerdeschilderungen (antriebslos) habe sich der
KlÃ¤ger Ã¼berdurchschnittlich eloquent, Ã¼berdurchschnittlich lebendig schildernd
und mit lebendiger Begleitgestik gezeigt (Bl. 225 SG-Akte). Dr. B. hat die Diagnosen
einer somatoformen SchmerzstÃ¶rung, einer dysthymen Verstimmung, einer
anklingenden (langjÃ¤hrigen) PanikstÃ¶rung mit berichteter agoraphobischer
FÃ¤rbung ohne weiterreichendes Vermeidungsverhalten sowie akzentuierter
PersÃ¶nlichkeitszÃ¼ge gestellt (Bl. 230 f. SG-Akte). Der KlÃ¤ger habe berichtet,
dass er mit im Haushalt arbeite, koche, sich um das Geschirr kÃ¼mmere und Staub
sauge (Bl. 197 SG-Akte). Er mache SpaziergÃ¤nge, verfolge im Fernsehen die
Nachrichten, sehe sich mit groÃ�em Interesse handwerkliche Sendungen und
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Dokumentationen an (Bl. 196 SG-Akte) und lese SprachbÃ¼cher (gemeint:
fremdsprachige BÃ¼cher, Bl. 197 SG-Akte). Er wÃ¼rde auch hÃ¤ufiger verreisen
(Bl. 198 SG-Akte), Freizeitparks oder Theater besuchen, schwimmen oder essen
gehen, wenn das finanziell mÃ¶glich wÃ¤re (Bl. 199 SG-Akte). DarÃ¼ber hinaus
besuche er an Weihnachten und ab und zu sonntags den Gottesdienst und
musiziere ein- bis zweimal in der Woche zu Hause auf dem Keyboard (Bl. 202 SG-
Akte). Der KlÃ¤ger sei â�� so der SachverstÃ¤ndige â�� in der Lage, leichte bis
gelegentlich mittelschwere TÃ¤tigkeiten ohne solche auf Leitern oder GerÃ¼sten,
an unmittelbar gefÃ¤hrdenden Maschinen, unter regelmÃ¤Ã�igem Zeitdruck oder
anhaltender nervÃ¶ser Anspannung, mit besonderen Anforderungen an die
KonfliktfÃ¤higkeit, fordernden sozialen Interaktionen oder Stressfaktoren wie Nacht-
oder Wechselschicht (Bl. 233 f. SG-Akte) vollschichtig zu verrichten (Bl. 232 SG-
Akte).

Mit Gerichtsbescheid vom 02.05.2019 hat das SG die Klage gestÃ¼tzt auf das
Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. B. abgewiesen. Dieses Gutachten widerlege
die Beurteilung der behandelnden Psychiaterin S. und die des nach Â§ 109 SGG
gehÃ¶rten Dr. Abel. WÃ¤hrend die von Dr. B. durchgefÃ¼hrte Testpsychologie
erhebliche Hinweise fÃ¼r nicht authentische Beschwerdeanteile bzw. simulative
Tendenzen ergeben habe, habe Dr. A. gar keinen Beschwerdevalidierungstest
durchgefÃ¼hrt. Abgesehen davon, dass die von ihm vorgenommene EinschÃ¤tzung
des LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼r eine leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit aus dem
Gutachten heraus nicht nachvollziehbar sei, sei es erst recht nicht plausibel, wenn
die kaum leidensgerechte TÃ¤tigkeit als Busfahrer von ihm als fÃ¼r drei bis vier
Stunden arbeitstÃ¤glich mÃ¶glich erachtet werde, eine durch qualitative
EinschrÃ¤nkungen den BeeintrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers Rechnung tragende
leichte TÃ¤tigkeit aber nicht in einem grÃ¶Ã�eren zeitlichen Umfang.

Am 07.05.2019 hat der KlÃ¤ger hiergegen Berufung eingelegt. Er verfolgt sein
Begehren weiter und verweist wie im Widerspruchs- und Klageverfahren nahezu
wortgleich im Wesentlichen darauf, dass schmerzbedingt Ã¼berhaupt kein
RestleistungsvermÃ¶gen mehr vorhanden sei und der Gehradius auf Grund der
Schmerzen so eingeschrÃ¤nkt sei, dass er nur noch unter einem halben Kilometer
am StÃ¼ck laufen kÃ¶nne.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Heilbronn vom 02.05.2019 aufzuheben und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 11.10.2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 05.12.2016 zu verurteilen, ihm Rente wegen voller
Erwerbsminderung seit 01.10.2015 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtenen Entscheidungen fÃ¼r richtig.
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Im ErÃ¶rterungstermin am 30.10.2019 hat der KlÃ¤ger ausgefÃ¼hrt
(Terminsprotokoll, Bl. 29 LSG-Akte), dass er noch immer als Aushilfsbusfahrer tÃ¤tig
sei, seit April 2019 allerdings im Rahmen eines Minijobs. GegenÃ¼ber der
Begutachtung bei Dr. B. habe sich die Stundenzahl etwas verringert, nachdem das
Busunternehmen neue Lizenzen verteilt habe, und betrage nun durchschnittlich 10
bis 12 Stunden in der Woche, wobei er z.B. sechs Stunden an einem Samstag und
viereinhalb Stunden an einem Sonntag tÃ¤tig sei.

Die Beteiligten haben auf die DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung
verzichtet.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts und des Beteiligtenvorbringens wird auf
die Prozessakten erster und zweiter Instanz sowie die vorgelegten
Verwaltungsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144, 151 SGG zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers,
Ã¼ber die der Senat auf Grund des EinverstÃ¤ndnisses der Beteiligten nach Â§ 124
Abs. 2 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet, ist unbegrÃ¼ndet.

Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen. Denn der Bescheid der Beklagten vom
11.10.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 05.12.2016 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Dem KlÃ¤ger steht
die hier allein streitige Rente wegen voller Erwerbsminderung nicht zu.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die hier begehrte Rente wegen voller Erwerbsminderung ist 
Â§ 43 Abs. 2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI). Danach haben Versicherte
bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung, wenn sie â�� unter anderem â�� voll erwerbsgemindert sind.
Nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI sind voll erwerbsgemindert Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Volle Erwerbsminderung besteht Ã¼ber die
Regelung des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI hinaus nach der Rechtsprechung des BSG
(GroÃ�er Senat, Beschluss vom 10.12.1976, u.a. GS 2/75, zitiert â�� wie alle
nachfolgenden hÃ¶chstrichterlichen Entscheidungen â�� nach juris) bei
regelmÃ¤Ã�ig bejahter Verschlossenheit des Arbeitsmarktes auch dann, wenn eine
zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung von drei bis unter sechs Stunden vorliegt. Nach 
Â§ 43 Abs. 3 SGB VI ist aber nicht erwerbsgemindert, wer unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen.

Das SG hat gestÃ¼tzt auf das Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. B. zutreffend
ausgefÃ¼hrt und begrÃ¼ndet, dass der KlÃ¤ger diese Voraussetzungen nicht
erfÃ¼llt, weil sein LeistungsvermÃ¶gen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter
BerÃ¼cksichtigung der von Dr. B. beschriebenen qualitativen EinschrÃ¤nkungen
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noch mindestens sechs Stunden tÃ¤glich betrÃ¤gt. Der Senat teilt die vom SG
insoweit getroffene EinschÃ¤tzung, sieht deshalb gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG von
einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab und weist die Berufung
aus den GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung zurÃ¼ck.

ErgÃ¤nzend ist auszufÃ¼hren, dass die exakte, korrekte Einordnung der
psychischen Symptome bzw. SchmerzzustÃ¤nde des KlÃ¤gers letztlich dahingestellt
bleiben kann. Denn fÃ¼r die vorliegend zu beurteilende Frage, inwieweit der
KlÃ¤ger durch die psychische Erkrankung bzw. die SchmerzzustÃ¤nde in der
beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt ist, ist weniger von Bedeutung,
welchem Krankheitsbild diese zuzuordnen sind, als vielmehr, welche konkreten
funktionellen EinschrÃ¤nkungen hieraus resultieren und inwieweit diese der
AusÃ¼bung einer beruflichen TÃ¤tigkeit entgegenstehen.

Vor diesem Hintergrund ist das Ergebnis der Begutachtung des SachverstÃ¤ndigen
Dr. A. bereits aus sich heraus unplausibel. Denn wie bereits das SG zutreffend
ausgefÃ¼hrt und der SachverstÃ¤ndige Dr. B. hervorgehoben hat (Bl. 238 SG-Akte),
ist es unschlÃ¼ssig, dass Dr. A. eine bis vierstÃ¼ndige tÃ¤gliche Belastbarkeit fÃ¼r
die TÃ¤tigkeit als Busfahrer festgestellt hat, fÃ¼r andere TÃ¤tigkeiten mit mental-
psychisch sehr viel geringerem Anforderungsprofil (nÃ¤mlich leichte TÃ¤tigkeiten
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mit qualitativen
EinschrÃ¤nkungen hinsichtlich der psychischen Belastbarkeit) aber kein quantitativ
darÃ¼ber hinausgehendes LeistungsvermÃ¶gen, sondern ebenfalls nur ein bis zu
vierstÃ¼ndiges. Da der KlÃ¤ger auch nach seinem eigenen Bekunden im
ErÃ¶rterungstermin am 30.10.2019 noch in der Lage ist, die TÃ¤tigkeit als
Busfahrer auszuÃ¼ben, auch wenn sich die Stundenzahl bedingt durch die Vergabe
anderer Lizenzen leicht verringert hat, erschlieÃ�t es sich auch fÃ¼r den Senat
nicht, weshalb qualitativ leichtere TÃ¤tigkeiten dann nicht quantitativ lÃ¤nger
ausfÃ¼hrbar sein sollten.

Das Gutachten von Dr. A. ist allerdings auch insgesamt fÃ¼r den Senat nicht
Ã¼berzeugend. Denn der mitgeteilte psychopathologische Befund (Bl. 170 SG-Akte:
bewusstseinsklar, wach und voll orientiert, der Affekt eher verflacht, der Antrieb
etwas reduziert, Konzentration und Aufmerksamkeit geringfÃ¼gig beeintrÃ¤chtigt)
weicht, wie Dr. N. in seiner Stellungnahme zum Gutachten ausgefÃ¼hrt hat (Bl. 185
SG-Akte), kaum von einem Normalbefund ab und entspricht nicht einer vitalen
DepressivitÃ¤t, sodass weder die diagnostischen EinschÃ¤tzungen noch die
postulierte Krankheitsschwere nachvollziehbar sind. Letztlich hat Dr. A.
unhinterfragt die subjektiven Angaben des KlÃ¤gers seiner EinschÃ¤tzung zu
Grunde gelegt. Eine Beschwerdevalidierung hat er nicht durchgefÃ¼hrt, sondern
lediglich Selbstratingverfahren eingesetzt, die â�� so auch Dr. N. (Bl. 185 SG-Akte)
â�� den Charakter einer subjektiven Beschwerdeangabe nicht Ã¼bersteigen. Die im
Gutachten von Dr. A. benannten verschiedenen AnknÃ¼pfungstatsachen zeigen im
Gegenteil sogar eine erhaltene FunktionalitÃ¤t des KlÃ¤gers im von ihm
geschilderten Tagesablauf. So kann er kochen (Bl. 161 SG-Akte), hilft bei der
Haushaltsversorgung, geht mit der Ehefrau spazieren und sieht fern (Bl. 162 SG-
Akte). Insgesamt fÃ¼hrt er also, worauf Dr. N. zutreffend hingewiesen hat (Bl. 185
SG-Akte), ein Leben eines jeglichen Verpflichtungen entbundenen Menschen, ohne
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dass sich konkrete funktionelle EinschrÃ¤nkungen belegen lassen.

DemgegenÃ¼ber belegt das Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. B. , dass
rentenrechtlich relevante BeeintrÃ¤chtigungen der ErwerbsfÃ¤higkeit nicht
bestehen. Der psychopathologische Befund ist unauffÃ¤llig gewesen (Bl. 225 SG-
Akte: bewusstseinsklar, sicher in allen QualitÃ¤ten orientiert und im Denken formal
geordnet, Auffassung, Konzentration, MerkfÃ¤higkeit, GedÃ¤chtnis und
Aufmerksamkeit vÃ¶llig ungestÃ¶rt). In der Ã¼ber dreistÃ¼ndigen Untersuchung
hat sich â�� so Dr. B. ausdrÃ¼cklich â�� kein Hinweis fÃ¼r eine hirnorganische
LeistungsstÃ¶rung oder anders begrÃ¼ndete kognitive StÃ¶rungen oder
intellektuelle Defizite ergeben. Ungeachtet subjektiver Beschwerdeschilderungen
(antriebslos) hat sich der KlÃ¤ger vielmehr Ã¼berdurchschnittlich eloquent,
Ã¼berdurchschnittlich lebendig schildernd und mit lebendiger Begleitgestik gezeigt
(Bl. 225 SG-Akte). Der geschilderte Tagesablauf belegt keine funktionellen
EinschrÃ¤nkungen, sondern zeigt im Gegenteil eine erhaltene Tagesstruktur ohne
relevanten sozialen RÃ¼ckzug. Der KlÃ¤ger arbeitet mit im Haushalt, kocht,
kÃ¼mmert sich um das Geschirr und saugt Staub (Bl. 197 SG-Akte). Er macht
SpaziergÃ¤nge, verfolgt im Fernsehen die Nachrichten, sieht sich mit groÃ�em
Interesse handwerkliche Sendungen und Dokumentationen an (Bl. 196 SG-Akte) und
liest fremdsprachige BÃ¼cher (Bl. 197 SG-Akte). Er wÃ¼rde auch hÃ¤ufiger
verreisen (Bl. 198 SG-Akte), Freizeitparks oder Theater besuchen, schwimmen oder
essen gehen, wenn das finanziell mÃ¶glich wÃ¤re (Bl. 199 SG-Akte). DarÃ¼ber
hinaus besucht er an Weihnachten und ab und zu sonntags den Gottesdienst und
musiziert ein- bis zweimal in der Woche zu Hause auf dem Keyboard (Bl. 202 SG-
Akte). Eine wesentliche TeilhabeeinschrÃ¤nkung ergibt sich fÃ¼r den Senat im
Anschluss an Dr. B. (Bl. 227 SG-Akte) daraus nicht.

Trotz des Vortrags des KlÃ¤gers, sein Gehradius sei auf Grund der Schmerzen so
eingeschrÃ¤nkt, dass er nur noch unter einem halben Kilometer am StÃ¼ck laufen
kÃ¶nne, liegt eine EinschrÃ¤nkung der rentenrechtlich relevanten WegefÃ¤higkeit
schon deshalb nicht vor, weil der KlÃ¤ger â�� der Ã¼berdies als Busfahrer tÃ¤tig ist
â�� einen privaten Pkw nutzen kann (Bl. 227 SG-Akte). Entsprechende
orthopÃ¤dische BeeintrÃ¤chtigungen haben darÃ¼ber hinaus die behandelnden
OrthopÃ¤den B. (Bl. 90 SG-Akte) und Dr. S. (Bl. 115 SG-Akte) ausdrÃ¼cklich
verneint und zudem beide ein mindestens sechsstÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen
bekundet. Auch aus nervenÃ¤rztlicher Sicht haben sowohl Dr. A. (Bl. 190 SG-Akte)
als auch Dr. B. (Bl. 235 SG-Akte) keine EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit
festgestellt, wobei Dr. B. sogar zusÃ¤tzlich beobachtet hat, dass der KlÃ¤ger die im
zweiten Stock liegende Praxis Ã¼ber das Treppenhaus und nicht unter Nutzung des
Fahrstuhls verlassen hat (Bl. 228 SG-Akte).

Die vom KlÃ¤ger bei der BezirksÃ¤rztekammer Nordbaden gegen Dr. B. erhobenen
VorwÃ¼rfe sind bereits Gegenstand seines in erster Instanz gegen den
SachverstÃ¤ndigen angebrachten Ablehnungsgesuchs gewesen, Ã¼ber das das SG
mit Beschluss vom 03.09.2018 negativ und abschlieÃ�end entschieden hat.
Lediglich am Rande weist der Senat darauf hin, dass sich die VorwÃ¼rfe des
KlÃ¤gers schon nicht auf die vom Senat in den Vordergrund seiner
BeweiswÃ¼rdigung gestellten Erkenntnisse des SachverstÃ¤ndigen â��
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insbesondere den erhobenen klinischen Befund und die Anamnese des
Tagesablaufs â�� beziehen. Im Ã�brigen hat der Senat keine Zweifel an der
Unvoreingenommenheit des SachverstÃ¤ndigen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 07.12.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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